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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

9 — 97105 — 3756/60 


Bonn, den 23. Dezember 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 28. April 1960 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und Spanien über den 
Luftverkehr 


und den Wortlaut des Abkommens in deutscher und spanischer 
Sprache sowie Begründungen zum Zustimmungsgesetz und Ab- 
kommen mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bun- 
destages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 227. Sitzung am 22. Dezember 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der 
Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Verkehr 

Seebohm 


Drude: Bundesdrudeerei Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goelbestr. 54, Postfadi 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 28. April 1960 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Spanien 
über den Luftverkehr 


DeT Bundestag hat mit Zustimmung des Bunde'S- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Madrid am 28. April 1960 unterzeiichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Spanien über den Luftverkehr wird zu- 
geistimmt. Das Abkommen wird nachstehend ver- 
öffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seltner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 18 Satz 3 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf der Zustimmung der für die 
Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften in 
der Form eines Bundesgesetzes, weil es sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung nach Arti- 
kel 59 Abs. 2 Satz 1 GG bezieht. Die Zustimmung 
des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 und Ar- 
tikel 106 Abs. 2 Nr. 5 GG erforderlich, weil die in 
Artikel 6 des Abkommens vorgesehenen Vergünsti- 
gungein auch die Biersteuer berühren. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 GG. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Ab- 
kommen nach seinem Artikel 18 Satz 3 in Kraft tritt, 
im Bundesgeisetzblatt bekanntzugeben. 


Bei der Durchführung des Gesetzes weiden Bund, 
Länder und Gemeinden, abgesehen von den Kosten, 
die durch eine etwaige Anrufung des Schiedsgerichts 
entstehen können, nicht mit Kosten belastet. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Spanien 
über den Luftverkehr 

Convenio 

entre Espana y la Repüblica Federal de Alemania 
sobre Transporte aereo 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

SPANIEN, 

IN DEM WUNSCH, den zivilen Luftverkehr zwischen 
ihren Hoheitsgebieten zu regeln, 

HABEN FOLGENDES VEREINBART: 

Artikel 1 

Im Sinne dieses Abkommens bedeuten, soweit sich aus 
dessen Wortlaut nichts anderes ergibt, 

a) „Luftfahrtbehörde", in bezug auf die Bundesrepu- 
blik Deutschland den Bundesminster für Verkehr, in 
bezug auf Spanien den Minister für Luftfahrt, oder 
in beiden Fällen jede andere Person oder Stelle, 
die zur Ausübung der diesen obliegenden Aufgaben 
zuständig ist; 

b) „Bezeichnetes Unternehmen" ein Luftverkehrsunter- 
nehmen, das ein Vertragsstaat dem anderen Ver- 
tragsstaat nach Artikel 3 schriftlich als das Unter- 
nehmen bezeichnet hat, das den internationalen 
Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 Abs. 2 
festgelegten Fluglinien betreiben soll; 


c) Die Begriffe „Hoheitsgebiet", „Fluglinienverkehr", 
„Internationaler Fluglinienverkehr", „Landung zu 
nichtgewerblichen Zwecken" haben die in Artikel 2 
und 96 des Abkommens über die internationale 
Zivilluftfahrt vom 7. Dezember 1944 festgelegte Be- 
deutung. 

Artikel 2 

(1) Jeder Vertragsstaat gewährt dem anderen Ver- 
tragsstaat zur Durchführung des internationalen Flug- 
linicnverkehrs durch die bezeichneten Unternehmen nach 
den Vorschriften dieses Abkommens 

das Recht des Überflugs, 

das Recht der Landung zu nichtgewerblichen Zwek- 
ken und 

das Recht des Ein- und Ausflugs zur Durchführung 
von gewerblichem internationalen Verkehr mit 
Fluggästen, Post und/oder Fracht an den Punkten 
in seinem Hoheitsgebiet, die bei jeder nach 
Abs. 2 festgelegten Linie aufgeführt sind. 

(2) Die Linien, auf welchen die bezeichneten Unterneh- 
men der beiden Vertragsstaaten den internationalen 
Fluglinienverkehr zu betreiben berechtigt sind, werden 
in einem Fluglinienplan festgelegt, der durch Noten- 
wechsel zu vereinbaren ist. 


ESPANA 

y 

la REPÜBLICA FEDERAL DE ALEMANIA 

ANIMADOS DEL DESEO de regulär el träfico aereo 
civil entre sus respectivos territorios, 

HAN CONVENIDO EN LO SIGUIENTE: 

A r ti c u 1 o 1 

A los fines del presente Convenio, a menos que en el 
texto se estipule de otro modo: 

a) el termino "autoridades aeronauticas" se referirä 
en el caso de la Repüblica Federal de Alemania, 
al Ministro Federal de Transportes, en el caso de 
Espana al Ministro del Aire o en ambos casos a 
cualciuier otra persona o institueiön competente 
para asumir las funciones ejercidas por los mismos. 

b) el termino "empresa designada" se referirä a una 
empresa de transportes aereos que un Estado con- 
tratante haya designado por escrito al otro Estado 
Contratante de acuerdo con el Articulo 3 de este 
Convenio como la empresa que se va a encargar 
del servicio aereo internacional en las rutas especi- 
ficadas de acuerdo con el pärrafo (2) del Articulo 2 
de este Convenio; 

c) los terminos "territorio", "servicio aereo", "servicio 
aereo internacional" y "aterrizaje tecnico" tienen el 
significado de los Articulos 2 y 96 del Convenio 
para la Aviaeiön Civil Internacional, de 7 de di- 
ciembre de 1944. 


Articul o 2 

1. Cada Estado contratante garantizarä al otro Estado 
contratante, a fin de que las empresas aereas designadas 
puedan realizar los servicios aereos internacionales, de 
acuerdo con las disposiciones del presente Convenio: 

El derecho de sobrevuelo, 

el derecho de hacer escalas con fines no comer- 
ciales, 

el derecho de entrar y salir con fines comerciales, 
para la realizaeiön del träfico internacional de 
pasajeros, correo y/o carga, en los lugares de su 
territorio mencionados en las rutas especificadas 
de acuerdo con el pärrafo (2) de este Articulo. 

2. Las rutas en las cuales las empresas aereas desig- 
nadas, de los dos Estados contratantes, estarän autori- 
zadas a verificar los servicios aereos internacionales, 
serän especificadas en un Cuadro de Rutas, que se 
acordarä por cainbio de Notas. 
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Artikel 3 

(1) Mit dem Betrieb des internationalen Fluglinien- 
verkehrs auf den nach Artikel 2 Abs. 2 festgelegten 
Linien kann jederzeit begonnen werden, wenn 

a) der Vertragsstaat, dem die in Artikel 2 Abs. 1 
genannten Rechte gewährt sind, ein oder meh- 
rere Unternehmen schriftlich bezeichnet hat, und 

b) der Vertragsstaat, der die Rechte gewährt, dem 
oder den bezeichneten Unternehmen die Ge- 
nehmigung erteilt hat, den Fluglinienverkehr 
zu eröffnen. 

(2) Der Vertragsstaat, der die Rechte gewährt, wird 
vorbehaltlich der Bestimmungen der Absätze 3 und 4 
und vorbehaltlich der Verständigung nach Artikel 9 die 
Genehmigung zum Betrieb des internationalen Flug- 
linienverkehrs unverzüglich erteilen. 

(3) Jeder Vertragsstaat kann von einem bezeichneten 
Unternehmen des anderen Vertragsstaates den Nachweis 
verlangen, daß es in der Lage ist, den Erfordernissen zu 
entsprechen, die durch die Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften des Staates, der die Rechte gewährt, für die 
Durchführung des internationalen Luftverkehrs vor- 
geschrieben sind, einschließlich der Vorschriften über den 
Schadenersatz. 

(4) Jeder Vertragsstaat behält sich das Recht vor, 
einem von dem anderen Vertragsstaat bezeichneten Un- 
ternehmen die Ausübung der in Artikel 2 gewährten 
Rechte zu verweigern, wenn das Unternehmen nicht in 
der Lage ist, auf Verlangen den Nachweis zu erbringen, 
daß ©in wesentlicher Teil des Eigentums an dem Unter- 
nehmen und seine tatsächliche Kontrolle Staatsangehöri- 
gen oder Körperschaften des Vertragsstaates des Unter- 
nehmens oder diesem selbst zustehen. 


Artikel 4 

(1) Jeder Vertragsstaat kann die nach Artikel 3 Abs. 2 
erteilte Genehmigung widerrufen oder durch Auflagen 
einschränken, wenn ein bezeichnetes Unternehmen die 
Gesetze und Vorschriften des die Rechte gewährenden 
Vertragsstaates oder die Bestimmungen dieses Abkom- 
mens nicht befolgt oder die daraus sich ergebenden Ver- 
pflichtungen nicht erfüllt. Das gleiche gilt, wenn der 
Nachweis nach Artikel 3 Abs. 4 nicht erbracht wird. Von 
diesem Recht wird jeder Vertragsstaat nur nach einem 
Meinungsaustausch nach Artikel 12 Gebrauch machen, 
es sei denn, daß zur Vermeidung weiterer Verstöße 
gegen Gesetze oder Vorschriften eine sofortige Einstel- 
lung des Betriebes oder .sofortige Auflagen erforderlich 
sind. 

(2) Jeder Vertragsstaat kann die Bezeichnung seines 
Unternehmens durch schriftliche Mitteilung an den an- 
deren Vertragsstaat rückgängig machen und durch ein 
anderes Unternehmen ersetzen. Das neu bezeichnete Un- 
ternehmen genießt die gleichen Rechte und unterliegt 
den gleichen Verpflichtungen wie das Unternehmen, an 
dessen Stelle es getreten ist. 

Artikel 5 

Die Gebühren, die in jedem Vertragsstaat für die Be- 
nutzung der Flughäfen und anderer Luftfahrteinrichtun- 
gen durch die Luftfahrzeuge eines bezeichneten Unter- 
nehmens des anderen Vertragsstaates erhoben werden, 
dürfen nicht höher sein als die Gebühren, die für in- 
ländische Luftfahrzeuge erhoben werden. 


Ar ti cul o 3 

1. Los servicios aereos internacionales en las rutas 
especificadas, de acuerdo con el pärrafo (2) del Ar- 
ticulo 2 de este Convenio, pueden ser inaugurados en 
cualquier tiempo, siempre que 

a) el Estado contratante al cual se le haya conce- 
dido los derechos especificados en el parrafo (1) 
del Articulo 2, hubiese designado por escrito 
una o mäs empresas aereas, y 

b) que el Estado contratante que otorgue estos 
derechos hubiese autorizado a ia empresa o a las 
empresas designadas para la inauguraeiön de los 
servicios aereos. 

2. El Estado contratante que otorgue estos derechos 
debera a reserva de lo estipulado en los pärrafos (3) y 
(4) de este Articulo, y de lo acordado en el Articulo 9 
de este Convenio, dar sin demora la autorizaeiön antes 
mencionada para el servicio aereo internacional. 

3. Cada Estado contratante puede exigir a la empresa 
designada por el otro Estado contratante, que presente 
pruebas de que estä en condiciones de satisfacer las 
exigencias establecidas por las disposiciones legales y 
administrativas del Estado que concede los derechos 
para la realizaeiön del trafico aereo internacional in- 
cluidas las disposiciones para indemnizaeiön. 

4. Cada uno de los Estados contratantes se reserva el 
derecho de impedir el ejercicio de los derechos conce- 
didos en el Articulo 2 de este Convenio a cualquier 
empresa designada por el otro Estado contratante si tal 
empresa fuese incapaz de probar, cuando se solicite, que 
una parte esencial de la propiedad y el control efectivo 
de dicha empresa estän a cargo de nacionales o corpo- 
raciones pertenecientes al Estado de la empresa o a 
cargo de este Estado contratante. 

Articulo 4 

1. Cada Estado contratante puede revocar, o limitar 
fijando condiciones, la autorizaeiön concedida, conforme 
al pärrafo (2) del Articulo 3 en el caso de que una em- 
presa designada no cumpla con las leyes y reglamentos 
del Estado contratante que le concediö los derechos, o 
no cumpla las disposiciones estipuladas en este Con- 
venio o las obligaciones, que de eilas se deriven. Esto 
regirä tambien si no se observasen las condiciones del 
pärrafo (4) del Articulo 3. Cada Estado contratante ejer- 
cerä este derecho solamente despues de un intercambio 
de opiniones de acuerdo con lo estipulado en ei Ar- 
ticulo 12, a menos que sea necesario proceder a una 
inmediata Suspension del servicio o fijar condiciones con 
el fin de evitar posteriores infracciones de las leyes o 
reglamentos. 

2. Cada Estado contratante puede revocar la disigna- 
eiön de su empresa, mediante comunicaeiön escrita al 
otro Estado contratante y sustituirla por otra em- 
presa. La nueva empresa designada gozarä de los mis- 
mos derechos y tendrä las mismas obligaciones que 
la empresa a la que sustituye. 


Articulo 5 

Los derechos iinpuestos por cada uno de los Estados 
contratantes para la utilizaeiön de aeropuertos y otros 
servicios prestados a las aeronaves de una empresa 
designada del otro Estado contratante, no podrän ser 
mäs altos que los fijados para sus aeronaves nacionales. 
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Artikel 6 

Die Vertragsstaaten gewähren hinsichtlich der Luft- 
fahrzeuge, die von einem bezeichneten Unternehmen des 
anderen Vertragsstaates ausschließlich im internationalen 
Pluglinienvcrkehr verwendet werden, und hinsichtlich 
der zu dem Betrieb dieser Luftfahrzeuge erforderlichen 
Waren die folgenden Abgabenvergünstigungen: 

1. Die von einem bezeichneten Unternehmen des einen 
Vertragsstaates verwendeten Luftfahrzeuge, die in 
das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates ein- 
fliegen und aus ihm wieder ausfliegen oder es 
durchfliegen, oinschließlich der an Bord befindlichen 
Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, Ausrüstungs- 
gegenstände und Bordverpflegung, bleiben unter 
Zollüberwachung frei von Zöllen und sonstigen bei 
der Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr von diesen 
Waren erhobenen Abgaben. 

2. Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile und übliche Aus- 
rüstungsgegenstände, die unter Zollüberwachung im 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates an Bord 
von Luftfahrzeugen eines bezeichneten Unterneh- 
mens genommen werden und im internationalen 
Fluglinien verkehr Verwendung finden, bleiben nach 
dem Grundsatz der Gegenseitigkeit frei von Zöllen 
und sonstigen bei der Einfuhr, Ausfuhr oder Durch- 
fuhr von diesen Waren erhobenen Abgaben sowie 
von besonderen Verbrauchsabgaben. 

Artikel 7 

(1) Den Unternehmen jedes Vertragsstaates ist in bil- 
liger und gleicher Weise Gelegenheit zu geben, den Be- 
trieb auf jeder der nach Artikel 2 Abs. 2 festgelegten 
Linien durchzuführen. 

(2) Für beide Vertragsstaaten ist die Entwicklung des 
Fluglinienverkehrs zwischen ihren Hoheitsgebieten von 
grundlegender Bedeutung. 

(3) Bei dem Betrieb des internationalen Fluglinien- 
verkehrs auf den nach Artikel 2 Abs. 2 festgelegten 
Linien hat ein bezeichnetes Unternehmen eines Ver- 
tragsstaates auf die Interessen eines bezeichneten Unter- 
nehmens des anderen Vertragsstaates Rücksicht zu neh- 
men, damit der ganz oder teilweise auf den gleichen 
Linien von diesem Unternehmen betriebene Fluglinien- 
verkehr nicht ungebührlich beeinträchtigt wird. 

(4) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach 
Artikel 2 Abs. 2 festgelegten Linien soll vor allem dazu 
dienen, ein BefÖrderiingsangebot bereitzustellen, das der 
voraussehbaren Verkehrsnachfrage nach und von dem 
Hoheitsgebiet des Vertragsstaates entspricht, der das 
Unternehmen bezeichnet hat. Das Recht dieses Unter- 
nehmens, Beförderungen zwischen den nach Artikel 2 
Abs. 2 festgelegten, im anderen Vertragsstaat gelegenen 
Punkten einer Linie und Punkten in dritten Staaten aus- 
zuführen, ist im Interesse einer geordneten Entwicklung 
des internationalen Luftverkehrs zusätzlich zu dem Ver- 
kehr zwischen den Hoheitsgebieten beider Vertrags- 
staaten so auszuüben, daß das Beförderungsangebot an- 
gepaßt ist 


a) an die Nachfrage nach Verkehrsmöglichkeiten 
von und nach dem Hoheitsgebiet des Vortrags- 
staates, der das Unternehmen bezeichnet hat, 

b) an die in den durchflogenen Gebieten be- 
stehende Verkehrsnachfrage unter Berücksichti- 
gung der örtlichen und regionalen Linien, 

c) an die Erfordernisse eines wirtschaftlichen Be- 
triebes der Fluglinien des Durchgangsverkehrs. 


A r t i c u 1 o 6 

Cada Parte contratante otorga a las aeronaves que las 
empresas designadas por la otra Parte contratante em- 
pleen exclusivamente en el servicio aereo internacional, 
asi como a todo el material que dichas aeronaves necesi- 
ten para prestar su servicio, las siguientes exenciones: 

1. Las aeronaves designadas por una Parte contratante 
que efectüen entradas y salidas en ei territorio de 
la otra Parte contratante o pasen por el, inciuidos 
el carburante, lubricantes, repuestos, pertrechos y 
provisiones para tripulantes y pasajeros que Heven 
a bordo, disfrutarän de franquicia de derechos de 
aduanas y deniäs gravämenes anejos a la importa- 
ciön, exportaeiön o tränsito de tales mercancias, 
siempre que esten bajo el controi de las Autori- 
dades aduaneras correspondientes. 

2. Los carburantes, aceites lubricantes, piezas de re- 
puesto y equipo usual, que en territorio de la otra 
Parte contratante y bajo controi de aduana sean 
tomados a bordo de aeronaves de empresas de- 
signadas y sean empleados en el servicio aereo 
internacional quedan en regimen de reciprocidad 
exentos de derechos aduaneros y de otros graväme- 
nes anejos a la importaeiön, exportaeiön y tränsito 
de estas mercancias asi como de los impuestos 
especiales de consumo. 

Articulo 7 

1. Deberä existir justa e igual oportunidad para todas 
las empresas designadas de cada uno de los Estados 
contratantes para realizar el servicio en cualquier ruta 
especificada en el pärrafo (2) del Articulo 2 de este 
Convenio. 

2. Constituye para ambos Estados contratantes un de- 
recho primordial el desarroilo del träfico entre sus 
respectivos territorios. 

3. En la realizaeiön del servicio aereo internacional 
en las rutas especificadas de acuerdo con el pärrafo (2) 
del Articulo 2 de este Convenio, una empresa designada 
de uno de los Estados contratantes deberä tener en con- 
sideraeiön los intereses de una empresa designada del 
otro Estado contratante, a fin de no afectar indebida- 
mente el servicio aereo que esta ultima empresa man- 
tiene en las mismas rutas o parte de ellas. 

4. El servicio aereo internacional en cualquiera de las 
rutas especificadas de acuerdo con el pärrafo (2) del 
Articulo 2 de este Convenio deberä tener como primor- 
dial objetivo ofrecer una capacidad adecuada para satis- 
facer las dernandas previsibles del träfico para y del 
territorio del Estado contratante que designa la empresa. 
El derecho de esta empresa para efectuar transportes 
entre los puntos de una ruta espccificados de acuerdo 
con el pärrafo (2) del Articulo 2 de este Convenio que 
se encuentren localizados en el territorio del otro Estado 
contratante, y puntos localizados en un tercer pais o 
paises, deberä ser ejercido coinplementariamente al 
träfico entre los respectivos territorios de ambas Partes 
contratantes en favor de los intereses de un desenvolvi- 
miento ordenado del träfico aereo internacional, de 
suerte que aquella capacidad tenga en cuenta 

a) la demanda de träfico para y del territorio del 
Estado contratante que haya designado la em- 
presa; 

b) la demanda de träfico existente en las zonas que 
cruzan los servicios aereos, teniendo en cuenta 
los servicios locales y regionales; 

c) las exigencias econöinicas de un servicio aereo 
en tränsito. 
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Artikel 8 

(1) Die bezeidineten Unternehmen teilen den Luftfahrt- 
behörden beider Vertragsstaaten spätestens 30 Tage vor 
Beginn des Betriebes auf den nach Artikel 2 Abs. 2 fest- 
gelegten Linien die Art des Betriebes, die vorgesehenen 
Flugzeugmuster und die Flugpläne mit. Das gleiche gilt 
für spätere Änderungen. 


(2) Die Luftfahrtbehörde des einen Vertragsstaates 
wird der Luftfahrtbehörde des anderen Vertragsstaates 
auf deren Ersuchen alle regelmäßigen oder sonstigen 
statistischen Unterlagen der bezeichneten Unternehmen 
übermitteln, die notwendig sind, um das auf den nach 
Artikel 2 Abs. 2 fcstgelegtcn Linien von einem bezeich- 
neten Unternehmen des erstgenannten Vertragsstaates 
bercitgestellte Beförderungsangebot zu überprüfen. Diese 
Unterlagen haben alle Angaben zu enthalten, die zur 
Feststellung des Umfangs sowie der Herkunft und Be- 
stimmung des Verkehrs erforderlich .sind. 

(3) Die Luftfahrtbehörden überwachen in gegenseitigem 
Einvernehmen unter Berücksichtigung der statistischen 
Unterlagen, daß die von jedem Dienst bereitzustellenden 
Kapazitäten den Grundsätzen des Artikels 7 entsprechen. 

Artikel 9 

(1) Die Tarife, die auf den nach Artikel 2 Abs. 2 fest- 
gelegten Linien für Fluggäste und Fracht anzuwenden 
sind, werden unter Berücksichtigung aller Umstände, wie 
der Kosten des Betriebes, eines angemessenen Gewinns, 
der besonderen Gegebenheiten der verschiedenen Linien 
und der von anderen Unternehmen, welche die gleiche 
Linie ganz oder teilweise betreiben, angewendeten Tarife 
festgesetzt. Bei der Festsetzung soll nach den Bestim- 
mungen der folgenden Absätze verfahren werden. 

(2) Die Tarife werden, wenn möglidi, für jede Linie 
durch Vereinbarung der beteiligten bezeichneten Unter- 
nehmen festgesetzt. Flierbei sollen sich die bezeichneten 
Unternehmen nach den Beschlüssen richten, die auf Grund 
des Tariffestsetzungsverfahrens des Internationalen Luft- 
verkchrsverbandes (lATA) angewendet werden können, 
oder die bezeichneten Unternehmen sollen sich nach einer 
Beratung mit den Luftverkehrsunternehmen dritter Staa- 
ten, wmlche die gleiche Linie ganz oder teilweise betreiben, 
wenn möglich unmittelbar untereinander verständigen. 

(3) Die auf diese Weise festgesetzten Tarife werden 
den Luftfahrtbehörden beider Vertragsstaaten spätestens 
30 Tage vor dem in Aussicht genommenen Inkrafttreten 
zur Genehmigung vorgelegt. Dieser Zeitraum kann in 
besonderen Fällen verkürzt werden, wenn die Luftfahrt- 
behörden damit einverstanden sind. 

(4) Kommt zwischen den bezeichneten Unternehmen 
eine Einigung nach Absatz 2 nicht zustande oder erklärt 
sich ein Vertragsstaat mit den ihm nach Absatz 3 zur 
Genehmigung vorgelegten Tarifen nicht einverstanden, 
so sollen die Luftfahrtbehörden der beiden Vertrags- 
staaten die Tarife derjenigen Linien und Linicnteile, für 
die eine Übereinstimmung nicht zustande gekommen ist, 
durch Vereinbarung festsetzen. 

(5) Kommt zwischen den Luftfahrtbehörden der beiden 
Vertragsstaaten eine Vereinbarung nach Absatz 4 nicht 
zustande, so findet Artikel 14 Anwendung. Solange der 
Schiedsspruch nicht ergangen ist, hat der Vertragsstaat, 
der sich mit einem Tarif nicht einverstanden erklärt, das 
Recht, von dem anderen Vertragsstaat die Aufrecht- 
erhaltung der vorher in Kraft befindlichen Tarife zu 
verlangen. 


Ar tf c ul o 8 

1. Las empresas designaclas deberän coniunicar a 
las autoridades aeronäuticas de ambos Estados contra- 
tantes, por lo menos con treinta dias de anticipaeiön a 
la inauguraeiön de los servicios cn las rutas especifi- 
cadas, de acuerdo con el pärrafo (2) del Artfeulo 2 de 
estc Convenio, la clase de servicio, los tipos de aero- 
naves que se van a usar y los cuadros de itinerarios de 
vuelos. Esto se harä igualmente en el caso de ejue haya 
posteriores modificaciones. 

2. Las autoridades aeronäuticas de un Estado coiitra- 
tante deberän proporcionar a las autoridades aeronäuti- 
cas del otro Estado contratante, ciiando sc solicite, 
publicaciones periödicas u otros informes de estadisticas 
de las empresas designadas, c[ue sean neccsarias para 
controlar la capacidad ofrecida por cualquier empresa 
designada del primer Estado contratante cn las rutas 
especificadas de acuerdo con el pärrafo (2) del Articulo 2 
de este Convenio. Tales informes deben contener todos 
los datos necesarios para determinar el volumen, asf 
como tambien la procedencia y el destino del träfico. 

3. Las autoridades aeronäuticas vigilarän de comün 
acuerdo, teniendo en cuenta los datos estadisticos que 
las capacidades a ofrecer en cada servicio correspondan 
a los principios del Articulo 7. 

Articulo 9 

1. Las tarifas que se cobrarän por pasajes y fletes en 
las rutas especificadas de acuerdo cop el pärrafa (2) del 
Articulo 2 de este Convenio serän fijadas tomando cn 
consideracLÖn todos los factores relevantes, tales como, 
el costo de explotaciön, lucros razonables, las caracte- 
risticas de las varias rutas y las tarifas cobradas por 
otras empresas c{ue operan en las mismas rutas o parte 
de ellas. Al fijar esas tarifas tendrän que ser observadas 
las cläusulas de los siguientes puntos: 

2. Las tarifas deben ser fijadas, si es posible, por 
cada ruta y conformc convenio celebrado entre las re- 
spectivas empresas designadas. Con este fin las empresas 
designaclas deberän acatar las decisiones tomadas para 
el establecimiento de las tarifas, por la Asociaeiön del 
Transporte Aereo Internacional (lATA), o bien, a ser 
posible, deberän entenderse directamente entre si 
previa consulta con las empresas de transportes aereos 
de terceros paises que operan en las mismas rutas o 
parte de ellas. 

3. Ciialc^uier tarifa acordada de este modo deberä ser 
sometida a la aprobacion de las autoridades aeronäuticas 
de ambos Estados contratantes, por lo menos treinta 
dias antes de la fecha fijada para su implantaciön. Este 
periodo puedc ser reducido en casos especiales siempre 
que las autoridades aeronäuticas esten de acuerdo con 
ello. 

4. No habiendose llegado a iin acuerdo entre las em- 
presas designadas coriforme al pärrafo (2), o si uno de 
los Estados contratantes no estuviera de acuerdo con las 
tarifas sometidas a su aprobacion, conforme al pä- 
rrafo (3), las autoridades aeronäuticas de los dos Estados 
contratantes, deberän, de comün acuerdo, fijar las tarifas 
para aquellas rutas o parte de las mismas, sobre las 
cuales no se ha llegado a ningün acuerdo. 

5. En el caso de que no sc llegase a un acuerdo, 
conlorme a lo manifestado en el precedente pärrafo (4), 
entre las autoridades aeronäuticas de los dos Estados 
contratantes, deberän aplicarse entonces las cläusulas 
del Articulo 14 de este Convenio. Hasta que no sea 
dictada una sentencia arbitral, el Estado contratante, 
que ha manifestado su desaprobaeiön a las tarifas, tiene 
el derecho de solicitar del otro Estado contratante, que 
mantenga las tarifas anteriores. 
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Artikel 10 

Tritt ein von beiden Vertragsstaaten angenommenes 
allgemeines mehrseitiges Luftverkehrsabkommen in Kraft, 
so gehen dessen Bestimmungen vor. Erörterungen über 
die Feststellung, inwieweit ein mehrseitiges Abkommen 
dieses Abkommen aufhebt, ändert oder ergänzt, finden 
nach Artikel 13 dieses Abkommens statt. 


Artikel 11 

Jedes bezeichnete Unternehmen kann im Hoheitsgebiet 
des anderen Vertragsstaates sein eigenes Personal unter- 
halten, das zu der technischen und verwaltungsmäßigen 
Aufrechterhaltung seiner Dienste unerläßlich ist. 

Artikel 12 

Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsstaaten 
findet nach Bedarf ein Meinungsaustausch statt, um eine 
enge Zusammenarbeit und Verständigung in allen die 
Anwendung und Auslegung dieses Abkommens berüh- 
renden Angelegenheiten herbeizuführen. 


Artikel 13 

(1) Zur Erörterung der Änderungen dieses Abkommens 
oder des Fluglinienplans kann ein Vertragsstaat jeder- 
zeit eine Konsultation beantragen. Das gleiche gilt für 
die Erörterung der Auslegung und Anwendung des Ab- 
kommens, wenn ein Meinungsaustausch nach Artikel 12 
ohne Erfolg geblieben ist. Die Konsultation beginnt in- 
nerhalb einer Frist von 60 Tagen nach Eingang des 
Antrags. 

(2) Vereinbarte Änderungen dieses Äbkommens treten 
entsprechend dem in Ärtikel 18 vorgesehenen Verfahren 
in Kraft. 

(3) Änderungen des Fluglinienplans treten in Kraft, 
sobald sie durch Notenwechsel entsprechend Artikel 2 
Abs. 2 vereinbart sind. 


Artikel 14 

(1) Soweit eine Meinungsverschiedenheit über die An- 
wendung oder Auslegung dieses Abkommens nicht nach 
den Artikeln 12 oder 13 beigelegt werden kann, ist sie 
auf Antrag eines Vertragsstaates einem Schiedsgericht 
zu unterbreiten. 

(2) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall in der 
Weise gebildet, daß jeder Vertragsstaat einen Schieds- 
richter benennt und diese Schiedsrichter sich auf einen 
Angehörigen eines dritten Staates als Vorsitzenden eini- 
gen. Werden die Schiedsrichter nicht innerhalb von 
60 Tagen benannt, nachdem ein Vertragsstaat seine Ab- 
sicht, ein Schiedsgericht anzurufen, bekanntgegeben hat, 
oder können die Schiedsrichter sich nicht innerhalb von 
30 Tagen, die auf ihre Benennung folgen, auf einen Vor- 
sitzenden einigen, so ist der Präsident des Rates der 
Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation zu bitten, die 
notwendigen Benennungen vorzunehmen. Seine Ent- 
scheidung ist für die Vertragsstaaten bindend. 


(3) Das Schiedsgericht entscheidet, wenn ihm eine güt- 
liche Regelung der Meinungsverschiedenheit nicht gelingt, 
mit Stimmenmehrheit. Soweit die Vertragsstaaten nichts 
anderes vereinbaren, regelt es seine Verfahrensgrund- 
sätze selbst und bestimmt seinen Sitz. 


Articulo 10 

En el caso de que entrase en vigor un convenio gene- 
ral multilateral sobre el transporte aereo, aceptado por 
ambos Estados contratantes, prevalecerän entonces las 
cläusulas del convenio multilateral, Todas las discusiones 
con el fin de determinar basta que punto el presente 
Convenio serä revocado, modificado o suplementado por 
las claüsulas del convenio multilateral, se efectuarän 
de acuerdo con el Articulo 13 del presente Convenio. 

Articulo 11 

Cada empresa designada podrä mantener en el terri- 
torio de la otra Parte contratante su propio personal que 
sea indispensable para el mantenimiento tecnico y ad- 
ministrativo de sus servicios. 

Articulo 12 

Siempre que sea necesario deberä haber un inter- 
cambio de opiniones entre las autoridades aeronäuticas 
de los dos Estados contratantes, a fin de lograr una 
estrecha cooperaciön y lograr un acuerdo en todos los 
asuntos relacionados con la aplicaciön e interpretaciön 
de este Convenio. 

Articulo 13 

1. Para la discusiön de las modificaciones de este 
acuerdo o del Cuadro de Rutas cada una de las Partes 
contratantes puede en cualquier momento solicitar una 
consulta. El mismo procedimiento se utilizarä para la 
discusiön de la interpretaciön y aplicaciön del Convenio 
cuando el intercambio de opiniones previsto en el Ar- 
ticulo 12 no haya tenido exito. Dicha consulta comenzarä 
dentro de un plazo de sesenta dias contados a partir de 
la recepciön de la solicitud. 

2. Las modificaciones que se concierten sobre este 
Convenio, entrarän en vigor de acuerdo con el procedi- 
miento indicado en el Articulo 18 de este Convenio. 

3. Las modificaciones que se hagan en el Cuadro de 
Rutas entrarän en vigor, tan pronto como se haya llegado 
a un acuerdo sobre las mismas mediante un intercambio 
de Notas, conforme al pärrafo (2) del Articulo 2. 

Articulo 14 

1. En el caso de que una divergencia resultante de la 
interpretaciön o aplicaciön del presente Convenio no 
piidiese ser solucionada de acuerdo con los Articulos 12 
y 13 de este Convenio, serä sometida a un tribunal de 
arbitraje a peticiön de uno de los Estados contratantes. 

2. Ese Tribunal de arbitraje deberä estar compuesto 
en cada caso de forma que cada uno de los Estados 
contratantes designe un ärbitro y estos ärbitros designa- 
rän de comün acuerdo un presidente que debe ser ciuda- 
dano de un tercer Estado. Si los ärbitros no hubiesen 
sido designados durante sesenta dias siguientes a la 
fecha en que fue entregada la solicitud de arbitraje por 
parte de cualquiera de los Estados contratantes o si los 
ärbitros no pudiesen llegar a un acuerdo sobre la 
elecciön del presidente dentro de los treinta dias 
siguientes a su designaciön, se rogarä al Presidente del 
Consejo de la Organizaciön de Aviaciön Civil Inter- 
nacional que efectüe los nombramientos necesarios. Su 
decisiön serä obligatoria para ambos Estados contra- 
tantes. 

3. En el caso de que no se pudiese llegar a un acuerdo 
amigablemente, el tribunal de arbitraje tomarä sus de- 
cisiones por mayoria de votos, A menos que sea con- 
venido lo contrario por los Estados contratantes, el 
tribunal de arbitraje determinarä sus normas de proce- 
dimiento y SU sede. 
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(4) Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten für die Tätig- 
keit seines Schiedsrichters sowie die Hälfte der übrigen 
Kosten. 

(5) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, den vorläufi- 
gen Maßnahmen, die im Laufe des Verfahrens angeord- 
net werden, sowie dem Schiedsspruch, der endgültig ist, 
nachzukommen. 

Artikel 15 

Jeder Vertragsstaat kann dieses Abkommen jederzeit 
kündigen. Das Abkommen endigt 270 Tage nach Eingang 
der Kündigung bei dem anderen Vertragsstaat, es sei 
denn, daß auf Grund einer Vereinbarung zwischen den 
Vertragsstaaten die Kündigung vor Ablauf dieser Frist 
rückgängig gemacht wird. 


Ar tikel 16 

Dieses Abkommen, alle seine Änderungen und jeder 
Notenaustausch nach Artikel 2 Abs. 2 und Artikel 13 
Abs. 3 werden der Internationalen Zivilluftfahrt-Organi- 
sation zur Registrierung mitgeteilt. 


Artikel 17 

Dieses Abkommen tritt an die Stelle aller bisherigen 
Abkommen zwischen den Vertragsstaaten auf dem Ge- 
biet des internationalen Fluglinienverkehrs, soweit diese 
in Kraft sind. 

Artik el 18 

Dieses Abkommen bedarf der Ratifizierung. Die Rati- 
fikationsurkunden werden so bald wie möglich in Bonn 
ausgetauscht. Es tritt 30 Tage nach Austausch der Rati- 
fikationsurkunden in Kraft. 


ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Be- 
vollmächtigten dieses Abkommen unterzeichnet. 

GESCHEHEN zu Madrid am 28. April 1960 ln zwei Ur- 
schriften, jede in deutscher und spanischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


Für die 

Bundesrepublik Deutschland: 
L. Werz 


Für Spanien; 
C a s t i e 1 1 a 


4. Cada uno de los Estados contratantes deberä 
sufragar los gastos de sus arbitros, asi como la mitad 
de los demäs gastos. 

5. Los Estados contratantes se comprometen a ejecutar 
cualquier disposiciön interina emitida durante el pro- 
ceso, lo mismo que la sentencia, la cual serä considerada 
como definitiva. 

Articulo 15 

Cada uno de los Estados contratantes, puede en cual- 
quier momento, denunciar el presente Convenio. Este 
Convenio terminarä doscientos setenta dias despues de 
la fecha en que haya recibido la denuncia el otro Estado 
contratante, a menos que de mutuo acuerdo los Estados 
contratantes hayan convenido en que se retire la de- 
nuncia del Convenio, antes de la terminaciön del plazo 
senalado para la expiraciön. 

Articulo 16 

El presente Convenio, cualquier modificaciön que se 
haga en el mismo y cualquier Canje de Notas, de 
acuerdo con el parrafo (2) del Articulo 2 y el pärrafo (3) 
del Articulo 13 de este Convenio, deberän ser comuni- 
cados a la Organizaciön de Aviaciön Civil Internacional 
para su registro. 

Articulo 17 

El presente Convenio sustituird a todos los Convenios 
anteriores que pudieran estar en vigor sobre servicios 
aereos internacionales entre los Estados contratantes. 


Articulo 18 

El presente Convenio debera ser ratificado. Los docu- 
mentos de ratificaciön seran canjeados tan pronto como 
sea posible en BONN. Este Convenio entrara en vigor 
treinta dias despues del Canje de los documentos de 
ratificaciön. 


EN TESTIMONIO DE LO CUAL, ambos Plenipoten- 
ciarios han firmado el presente Convenio. 


HECHO en Madrid, el dia veintiocho de abril de mil 
novecientos sesenta en duplicado, en los idiomas espanol 
y aleman, siendo ambos textos igualmente autenticos. 


Por Espana: 
C a s t i e 1 1 a 


Por la Repüblica Federal de Alemania: 
L. Werz 
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Begründung zum Abkommen 


I. Allgemeines 

Schwerpunkt des deutschen Luftverkehrs ist der 
internationale Fluglinienverkehr. Er kann nur be- 
trieben werden, wenn die ausländischen Staaten, 
die überflogein oder angeflogen werden sollen, dem 
deutschen Luftverkehr entsprechende Flugrechte 
gewähren. Nach allgeineinen internationalen Ge- 
pflogenheiten werden diese Rechte grundsätzlich in 
z w e iisei' t i g en L u f t v er k eh rs ab k o rn m en eiiin ge r ä um t . 

Zweiseitige Luftverkehrsabkommen sind bereits 
vom Deutschen Reich vor dem 2. Weltkrieg abge- 
schlossen worden. 

Nach Delegationsverhandlungen in Madrid vom 
24. Januar bis 2. Februar 1957 wurde das Abkom- 
men am 28. April 1960 als 22. deutsches zweiseitiges 
Luftverkehrsabkommen nach Wiederherstellung der 
Lufthoheit in Madrid unterzeichnet. Es entspricht 
inhaltlich den bisher von der Bundesrepublik abge- 
schlossenen zweiseitigen Luftverkehrsabkommen. 

Die beiiderseits eingeiräumten Verkehrsrechte sind 
in einem Fluglinienplan festgelegt, der am Tage der 
Unterzeichnung des Abkommens durch Notenaus- 
tausch vereinbart wurde (siehe Artikel 2 Abs. 2 des 
Abkommens). Diese Form der Vereinbarung wurde 
gewählt, um die Fluglinienrechte jeweils den Ver- 
kehrsanforderungen leichter anpassen zu können. 

Nach dem Fluglinienplan sind die deutsdren Luft- 
verkehrsunternehmen berechtigt, folgende Linien zu 
betreiben: 

a) Von Punkten in der Bundesrepublik Deutsch- 
land nach Madrid, Barcelona und Palma de 
Mallorca; 

b) von Punkten in der Bundesrepublik Deutschland 
über Nizza oder Bordeaux nach Barcelona oder 
Madrid und darüber hinaus nach Lissabon;*) 

c) von Punkten in deir Bundesrepublik Deutschland 
über Paris oder Nizza nach Madrid und darüber 
hinaus nach Lissabon,*) Casablanca, Dakar, Re- 
cife, Rio de Janedro, Sao Paulo, Puerto Alegre, 
Montevideo, Buenos Aires, Santiago de Chile. 

Die spanischen Unternehmen sind berechtigt, fol- 
gende Linien zu betreiben: 

a) Von Punkten in Spanien nach Frankfurt (Main) 
und Stuttgart; 

b) von Punkten in Spanien über Lyon nach Mün- 
chen und darüber hinaus nach Punkten in Öster- 
reich und Süd Osteuropa; 

c) von Punkten in Spanien übe.r Paris und/oder 
Brüssel und/oder Amsterdam nach Hamburg und 
darüber hinaus nach Kopenhagen, Stockholm, 
Helsinki. 

II. Besonderes 

Artikel 2 behandelt den Fluglinienplan und legt 
die Rechte fest, welche sich die Vertrags Staaten zur 
Durchführung des Fluglinienverkehrs durch die be- 


*) jedoch ohne das Recht der 5. Freiheit zwischen Madrid und 
Lissabon 


zeichnieten Unternehmen gegenseiitig einräumen. 
Gewährt werden das Recht des Überflugs (1. Frei- 
heit), das Recht der Landung zu nicht-gewerblichen 
Zwecken (2. Froiheit) und das Recht, Fluggäste, Post 
und Fracht abzusetzen (3. Freiheit) und aufzunehmen 
(4. Freiheit), wobei die Beförderung auch von und 
nach einem dritten Staat vorgenommen werden 
kann (5. Freiheit). Alle Rechte werden nur zur 
Durchführung des internationalen Luftverkehrs ein- 
geräumt. Daraus ergibt sich, daß auf Grund des Ab- 
kommens Kabotagerechte nicht beansprucht werden 
können. Sollen diese ausnahmsweise gewährt wer- 
den, bedarf es einer besonderen Genehmigung. 

Artikel 6 gewährt Abgabenveirgünstigungen im 
Rahmen der beiderseitigen nationalen Rechtsvor- 
schriften. 

Artikel 7 gewährleistet, daß die Beförderungsange- 
bote der bezeii ebneten Unternehmen in ein angemes- 
senes Verhältnis zur Verkehrsnachfrage gebracht 
werden können. 

Artikel 8 verpflichtet die Luftfahrtbehörden zum 
Austausch statLstischer Unterlagen zwecks Nach- 
prüfung der Beförderungsangebote der bezeich- 
ne ten Unternehmen. 

Artikel 9 enthält die Grundsätze für die Gestaltung 
der auf den festgelegten Linien anzuwendenden 
Tarife. Diese sollen zwecks Vermeidung eines un- 
erwünschten Konkurrenzkampfes nach Möglichkeit 
zwischen den beteiligten Unternehmen auf Grund 
des Tarif festsetzungsverfahrens des Internationalen 
Luftverkehrsverbandes (lATA) vereinbart wmrden 
und sind den Luftfahrtbehörden zur Genehmigung 
vorzulegen. Einigen sich die Unternehmen nicht, so 
versuchen die Luftfahrtbehörden, die Tarife fest- 
zulegen. Gelingt dies ebenfalls nicht, so ist die An- 
gelegenheit einem nach Artikel 14 zu bildenden 
Schiedsgericht zu unterbreiten, 

Artikel 11 gibt den bezeichneten Unternehmen jedes 
Vertragsstaates die Möglichkeit, im Hoheitsgebiet 
des anderen Vertragsstaates sein eigenes Personal 
für seine Dienste einzusetzen. 

Artikel 12 bis 14 befassen sich mit dem Meinungs- 
austausch der Luftfahrtbehörden, der Konsultation 
zwischen den Vertragsstaaten und dem Schiedsver- 
fahren. Diese Regelung ist in Luftverkehrsabkom- 
men üblich und zweckmäßig. 


III. Geltungsbereich 

Das Abkommen gilt im Hinblick auf Artikel 5 des 
Zwölften Teils des Überleitungsvertrages einst- 
weilen nicht für Berlin. Eine Erstreckung des Ab- 
kommens und des Gesetzes auf Berlin muß der zu- 
künftigen politiischen Entwicklung Vorbehalten 
bleiben. 
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